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Kapitel 1  

Grundlagen 

§ 1 Einführung 

A. Hintergrund der Untersuchung und konkreter  

Untersuchungsgegenstand 

I. Defizite in der internationalen Implementierung des Umweltvölkerrechts 

und Entwicklung von ‚Selbstregulierungsmechanismen‘ zu ihrer  

Überwindung  

1. Proliferation des normativen und institutionellen Umweltvölkerrechts   

Seit den 1970er Jahren ist die institutionelle und normative Proliferation in 

seiner Intensität ein umweltvölkerrechtsspezifisches Phänomen. Gegen-

wärtig gibt es über 500 globale und regionale multilaterale Umweltschutz-

übereinkommen (‚Multilateral Environmental Agreements – MEAs‘).
1
 Ihre 

zahlreiche Existenz beruht vor allem auf der sektorspezifischen und kom-

plexen Natur des Regelungsgegenstandes. Hinzu kommen Entitäten wie 

etwa das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (‚United Nations Envi-

ronment Programme – UNEP‘), die innerhalb des Systems der Vereinten 

Nationen agieren und mit der Bewältigung umweltvölkerrechtlicher The-

men betraut sind. Ein weiterer Grund liegt jedoch in der Abwesenheit glo-

baler Zentralinstanzen zur Rechtsetzung, Rechtsdurchsetzung und zur In-

terpretation und Anwendung des geltenden (Umwelt-)Völkerrechts. Dies 

                                                 
1
 Vgl. L. Bizikova/T. Yarde/D. Swanson/L. Pintér/A. Thomas/C. Corbin/A. Sabelli/G. 

Metternicht/A. Salinas/B. Tulsie, Building Capacities to Improve Mainstreaming of Mul-

tilateral Environmental Agreements (MEAs) Into Development Strategies and Policies in 

the Caribbean Region: Lessons learned from applications of the Training Module – 

Achieving National and Sectoral Development Priorities: The use of integrated enviro n-

mental assessment tools for improved MEA implementation, International Institute for 

Sustainable Development, August 2013, abrufbar unter: http://www. iisd.org/pdf/2013/m 

ea_building_capacities_carribean.pdf (zuletzt besucht am 31.08.2013). Für die jeweils 

aktuellsten Entwicklungen vgl. die Angaben in der Ecolex-Datenbank, abrufbar unter: 

http://www.ecolex.org. 
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führt wiederum zu komplexen institutionellen und materiellen Strukturen, 

die nicht oder nur unzureichend aufeinander abgestimmt sind.
2
  

Dieser Umstand kann im Ernstfall zu großen Defiziten in der nationalen 

und internationalen Implementierung führen, die eine effektive Erfüllung 

der jeweiligen Konventionsziele erheblich erschweren, wenn nicht sogar 

unmöglich machen. Diese Strukturen werden durch die parallele Existenz 

verbindlicher und nichtverbindlicher umweltvölkerrechtlicher Normen um 

eine weitere Dimension erweitert, die dem Betrachter eine differenzierte 

Betrachtung abverlangen.  

2. Fragmentierung/Dezentralisierung des Umweltvölkerrechts  

Die Fragmentierung des völkerrechtlichen Systems ist an sich kein neuar-

tiges Phänomen der letzten zwei bis drei Jahrzehnte und erstreckt sich auf 

alle Bereiche des Völkerrechts.
3
  

Als Konsequenz der Abwesenheit einer zentralen gesetzgebenden völ-

kerrechtlichen Instanz haben sich im Laufe der Zeit funktional voneinander 

abgegrenzte autonome Regelungsmechanismen und -strukturen entwickelt. 

Sie sind oftmals nur auf bestimmte Regionen beschränkt und zum Teil auf 

spezifische Problembereiche hoch spezialisiert. Sie basieren auf sogenan-

nten ‚law-making treaties‘ und verleihen der Fragmentierung eine materi-

elle, horizontale Dimension.
4
 Die daraus resultierende hohe Regelungs- 

und Institutionendichte hat die Koexistenz unterschiedlichster völkerrecht-

licher Subsysteme zur Folge. Sie führen zu einer vertikalen Fragmentie-

rung, also zu Überschneidungen vertraglicher Zuständigkeiten und Ver-

pflichtungen, zu einer unterschiedlichen Organpraxis, schlimmstenfalls zu 

Konflikten und einem insgesamt inkohärenten System völkerrechtlicher 

Verträge.
5
  

Eine weitere, für diese Arbeit interessante Dimension der Fragmentie-

rung des Völkerrechts ist die Hervorbringung von Normen durch nicht-

staatliche Akteure im Wege eines ‚Deformalisierungsprozesses‘, unter an-

derem durch die MEA-Sekretariate.
6
 Solche Normen können unter Um-

                                                 
2
 Vgl. hierzu A. C. Kiss/D. Shelton, Guide to International Environmental Law, Lei-

den u.a. 2007, S. 86. 
3
  M. Koskenniemi, Fragmentation of International Law: Difficulties Arising from the 

Diversification and Expansion of International Law – Report of the Study Group of the 

International Law Commission, Helsinki 2007, S. 10.  
4
  J. Pauwelyn, Fragmentation of International Law, in: R. Wolfrum (Hrsg.), The Max 

Planck Encyclopedia of Public International Law, Heidelberg u.a. 2006, Rdnr. 3 f., on -

line-Ausgabe (www.mpepil.com). 
5
 Ibid., Rdnr. 6.  

6
 C. P. Carlarne, Good Climate Governance: Only a Fragmented System of Interna-

tional Law Away? Law & Policy 30 (2008), S. 450–480 (S. 457).  
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ständen einen wichtigen Stellenwert im (Umwelt-)Völkerrecht einnehmen, 

aber auch zu Legitimitätsproblemen führen.  

Die dezentrale und fragmentierte Struktur des (Umwelt-)Völkerrechts 

ist die Konsequenz des genossenschaftlichen Charakters des Völkerrechts. 

Gleichzeitig birgt exakt dieses Strukturprinzip den Weg zu seiner eigenen 

Überwindung in sich, da es nicht-staatliche Akteure hervorbringt, welche 

die Rolle der traditionellen Rechtserzeuger im Extremfall zu einer rein 

formellen ‚Absegnungsinstanz‘ degradieren.  

3. Funktionale inter-institutionelle Kooperation der MEA-Organe vs. 

globale Umweltorganisation 

Um eine Zentralisierung dieses scheinbar inkohärenten Systems und die 

Überwindung der damit verbundenen mutmaßlichen Effektivitätsdefizite 

zu erreichen, wird an vielen Stellen die Errichtung einer Weltumweltorga-

nisation als Lösung präferiert. Über deren optimale Organisationsstruktur 

und mögliche Bezeichnung besteht weitgehend Uneinigkeit.
7
 Die Grün-

dung einer solchen Institution als Heilmittel zu proklamieren, ist jedoch 

problematisch.  

Zunächst darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die gegenwärtige 

Struktur des Umweltvölkerrechts auch Vorteile in sich birgt. So können 

komplexe Regelungsgegenstände am besten durch eine Vielzahl nebenei-

nander existierender dezentral organisierter Institutionen bewältigt werden, 

die gegebenenfalls die Schwächen einer einzigen Institution auffangen und 

kompensieren.
8
  

Weiterhin hat die Existenz sektorspezifischer umweltvölkerrechtlicher 

Abkommen eine hohe Spezialisierung zur Folge, die es den involvierten 

Akteuren erleichtert, effektive problemspezifische Lösungen zu finden.
9
 

Insbesondere in Bezug auf die Rolle der Sekretariate multilateraler Um-

                                                 
7
 Vgl. allgemein hierzu N. Kanie, Governance with Multilateral Environmental Agree-

ments: A Healthy or Ill-Equipped Fragmentation?, in: L. Swart/E. Perry (Hrsg.), Global 

Environmental Governance: Perspectives on the Current Debate, New York 2007, S. 67–

86 (S. 77) und J. Hierlmeier, UNEP: Retrospect and Prospect – Options for Reforming 

the Global Environmental Governance Regime, Georgetown International Environmental 

Law Review 14 (2002), S. 767–805 (S. 792 ff.); zu der Ansicht, UNEP zu einer solchen 

Organisation umzustrukturieren, vgl. beispielhaft F. Biermann, Reforming Global Envi-

ronmental Governance: From UNEP Towards a World Environment Organization, in: L. 

Swart/E. Perry (Hrsg.), Global Environmental Governance: Perspectives on the Current 

Debate, New York 2007, S. 103–123 (S. 104 ff.). 
8
 Kanie (Anm. 7), S. 73. 

9
 Hinsichtlich der Effektivität kritischer K. v. Moltke, On Clustering International En-

vironmental Agreements, in: G. Winter (Hrsg.), Multilevel Governance of Global Env i-

ronmental Change: Perspectives from Science, Sociology and the Law, Cambridge 2006, 

S. 409–429 (S. 410). 
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weltschutzübereinkommen ist jedoch entscheidend, dass dieses System die 

Entwicklung einer flexiblen und eigendynamischen Kooperationsweise 

fördert.
10

  

Das Fehlen einer Weltumweltorganisation wird gegenwärtig durch funk-

tionale inter-institutionelle Kooperationsmechanismen zwischen MEA-Or-

ganen kompensiert, die in anderen Bereichen des Völkerrechts in dieser 

Form und Intensität nicht anzutreffen sind. Sie sind eine spezifische Kon-

sequenz und pragmatische Reaktion auf die gegenwärtige dezentralisierte 

Struktur des Umweltvölkerrechts. Der jeweilige Gegenstand derartiger Ko-

operationen variiert genauso wie die Instrumente ihrer Kooperation. Au-

genscheinlich ist insbesondere das selbständige ‚Clustering‘ der jeweiligen 

MEA-Gruppen: die gegenständlich aufeinander bezogenen MEAs entwi-

ckeln einen Prozess der Kooperation und Koordination innerhalb von ih-

nen selbst ausgewählter Gruppierungen.  

Ein junges und anschauliches Beispiel für eine Kooperation der MEA-

Organe eines bestimmten Clusters stellt die simultane Durchführung einer 

gemeinsamen Vertragsstaatenkonferenz durch das Übereinkommen über 

die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle 

und ihrer Entsorgung,
11

 das Rotterdamer Übereinkommen über das Ver-

fahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für bestimmte 

gefährliche Chemikalien sowie Pestizide im internationalen Handel  und 

das Stockholmer Übereinkommen über Persistente Organische Schadstoffe  

dar. In diesem Rahmen wurden inhaltlich kongruente sogenannte ‚omnibus 

decisions‘ zu kooperativen Maßnahmen in sechs Themenbereichen ange-

nommen.
12

 Oftmals wird im Rahmen solcher Kooperationen einleitend die 

rechtliche Autonomie der beteiligten Abkommen betont, was den dezentra-

len und freiwilligen Charakter solcher Abstimmungsmechanismen unter-

streicht.
13

  

Darüber hinaus schließen Vertragsstaatenkonferenzen diverser Umwelt-

schutzabkommen auch sogenannte  Memoranden ab, so zum Beispiel mit 

dem Rat der Globalen Umweltfazilität (‚Global Environment Facility – 

                                                 
10

 Kanie (Anm. 7), S. 74. 
11

 Alle in diesem Kapitel im Folgenden erwähnten Umweltschutzübereinkommen wer-

den im 2. Kapitel ausführlich behandelt. 
12

 UNEP/FAO/CHW/RC/POPS/EXCOPS.1/8 (7 April 2010), S. 8 ff. Beispielsweise 

befürworteten die jeweiligen Vertragsstaatenkonferenzen auf vorläufiger Basis einen ge -

meinsamen Arbeitsplan bezüglich der Entwicklung eines ‚Clearing-House Mechanism‘. 

Vgl. den Inhalt des Arbeitsplans in UNEP/FAO/CHW/RC/POPS/EXCOPS. 1/INF/2 (10 

December 2009). 
13

 Vgl. z.B. UNEP/FAO/CHW/RC/POPS/EXCOPS.1/8 (7 April 2010), S. 8.  
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GEF‘), um Finanzierungsgesichtspunkte zu klären,
14

 oder mit sonstigen 

Institutionen.
15

  

Auch die Sekretariate solcher Abkommen treten in Kooperationsangele-

genheiten mit anderen Akteuren in Beziehung. Sie gründen gemeinsame 

Arbeitsgruppen
16

 und organisieren und implementieren zu spezifischen 

konventionsübergreifenden Themen gemeinsame Workshops und Tagun-

gen.
17

 Ferner sind einige MEA-Sekretariate Mitglieder bestimmter Initiati-

ven, namentlich der kooperativen Partnerschaft für die Wälder (‚Collabora-

tive Partnership on Forests – CPF‘).
18

 Weiterhin werden gemeinsame Lis-

                                                 
14

 Erwähnenswert sind hier z.B. die ‚Memoranda of Understanding‘ zwischen dem 

Rat der GEF und der jeweiligen Vertragsstaatenkonferenz des Rahmenübereinkommens 

der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (vgl. Decision 12/CP.2, in: FCCC/CP/ 

1996/15/Add.1 [29 October 1996], Annex, S. 56 ff.), des VN-Übereinkommens über die 

biologische Vielfalt (Decision III/8, in: UNEP/CBD/COP/3/38 [November 1996], Annex, 

S. 62 ff.), der VN-Konvention zur Bekämpfung der Wüstenbildung (Decision 6/COP.7, in: 

ICCD/COP(7)/16/Add.1 [25 November 2005], Annex, S. 18 ff.) und des Stockholmer 

Übereinkommens über Persistente Organische Schadstoffe (SC-1/11, in: UNEP/POPS/ 

COP.1/31 [6 May 2005], Annex, S. 58 ff.).  
15

 Vgl. z.B. das ‚Memorandum of Understanding‘ zwischen der Vertragsstaatenkonfe-

renz der VN-Konvention zur Bekämpfung der Wüstenbildung  und dem Internationalen 

Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung (‚International Fund for Agricultural Deve-

lopment – IFAD‘) (Decision 10/COP.3, in: ICCD/COP[3]/20/Add.1 [31 December 1999], 

Annex, S. 38 ff.).  
16

 Wie z.B. die sogenannte ‚Liaison Group of Biodiversity-related Conventions‘, die 

2004 durch sechs biodiversitätsbezogene Abkommen gegründet wurde, und die im Jahr 

2001 seitens der drei Rio.Konventionen gegründete ‚Joint Liaison Group‘.  
17

 So sind an dieser Stelle folgende Workshops erwähnenswert: die ‚Workshops on 

Synergies and cooperation with other international conventions‘ (Finnland, Juli 2003), 

der ‚Workshop on Forests and Forest Ecosystems: Promoting Synergy in the Implemen-

tation of the Three Rio Conventions‘ (Italien, April 2004), der ‚Regional Workshop for 

Africa on synergy among the Rio Conventions and other Biodiversity-related conven-

tions in implementing the programmes of work on dry and sub-humid lands and agricul-

tural biodiversity‘ (Botswana, September 2004) (vgl. zu allen http://www.cbd.int/coo  

peration/activities.shtml [zuletzt besucht am 31.08.2013]) und der ‚Regional Awareness 

Raising Workshop on Enhancing Cooperation and Coordination for the implementation 

of the Basel, Rotterdam and Stockholm Conventions in Central and Eastern Europe‘ 

(Slowakei, November 2010) (http://chm.pops.int/Implementation/TechnicalAssistance/ 

TrainingWorkshops/CentralEasternEurope/tabid/732/mctl/ViewDetails/EventModID/100

7/EventID/101/xmid/5021/Default.aspx [zuletzt besucht am 31.08.2013]).  
18

 Mitglieder der CPF sind unter anderem das Sekretariat des VN-Übereinkommens 

über die biologische Vielfalt, das Sekretariat der VN-Konvention zur Bekämpfung der 

Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, 

insbesondere in Afrika und das Sekretariat des Rahmenübereinkommen der Vereinten 

Nationen über Klimaänderungen, vgl. http://www.cifor.org/donors-and-partners/collabo 

rative-partnership-on-forests.html (zuletzt besucht am 31.08.2013). 


